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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
III/32-1 Ordnungs- und Straßenverkehrsamt 32-1/041/2016 
 

Aufhebung des Beschlusses vom 1.12.2015  bzgl. Beschränkung der 
Geschwindigkeit in der Naturbadstraße auf durchgehend 30 km/h 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsbei-
rat 

10.05.2016 Ö Empfehlung  

Umwelt-, Verkehrs- und Planungs-
ausschuss / Werkausschuss EB77 

10.05.2016 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
Polizei, Abteilung Verkehrsplanung, Tiefbauamt sowie Regierung von Mittelfranken 
 
 

I. Antrag 
 
Der Beschluss des UVPA vom 1.12.2015 bzgl. Beschränkung der Geschwindigkeit in der Natur-
badstraße auf durchgehend 30 km/h wird aufgehoben.  
 
 

II. Begründung 
 
Im Zuge der Bearbeitung des Fraktionsantrags 132/2015 (Anlage 1) bzgl. mehr Sicherheit für  
Dechsendorfer Schulkinder und weitere Passanten durch Tempo 30 km/h oder Fußgängerüberweg 
in der Naturbadstraße hat die Verwaltung die rechtliche Situation ausführlich dargestellt und darauf 
hingewiesen, dass das Ausweisen von durchgehend Tempo 30 km/h in der Naturbadstraße recht-
lich unzulässig ist (Anlage 2). Entgegen dem Verwaltungsvorschlag wurde jedoch einstimmig be-
schlossen, die Geschwindigkeitsbeschränkung in der Naturbadstraße auf durchgehend Tempo 30 
km/h zu ändern. Mit Verkehrsanordnung vom 16.12.2015 wurde die Aufstellung der Beschilderung 
verfügt. Der Vollzug der Anordnung erfolgte am 23.2.2016. 
 
Am 9.3.2016 wurde die Stadt Erlangen von der Regierung von Mittelfranken über die Eingabe ei-
nes Dechsendorfer Bürgers gegen die ausgewiesene Geschwindigkeitsbeschränkung informiert 
und um Stellungnahme sowie Übersendung der verkehrsrechtlichen Anordnung gebeten.  
 
Mit Schreiben vom 24.3.2016 (Anlage 3) teilt die Regierung von Mittelfranken mit, dass der Vollzug 
der Straßenverkehrs-Ordnung eine staatliche Aufgabe sei und zum übertragenen Wirkungskreis 
der Gemeinden gehöre. Der Erlass straßenverkehrsrechtlichen Anordnungen nach § 45 StVO ob-
liege jedenfalls in größeren Gemeinden gemäß Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Gemeindeordnung (GO) 
dem Oberbürgermeister bzw. Bürgermeister als Geschäft der laufenden Verwaltung. Da der Ge-
meinderat und seine Ausschüsse innerhalb des Art. 37 Abs. 1 Satz1 Nr. 1 GO keine Entschei-
dungsbefugnis haben, könne das durch die StVO eröffnete Ermessen nur durch den Bürgermeister 
bzw. durch die als seine Vertreter oder im Auftrag handelnden Amtsträger der Stadtverwaltung 
ausgeübt werden (Bauer/Böhle/Samper, Bayerische Kommunalgesetze, RdNr. 2 zu Art. 37 GO). 
 
Nachdem die rechtlichen Voraussetzungen für eine durchgehende Geschwindigkeitsbeschränkung 
von 30 km/h nicht vorliegen, stellt die Regierung von Mittelfranken der Stadt Erlangen anheim, die 
rechtswidrige Anordnung selbst aufzuheben und den Abbau der Beschilderung zu bestätigen.  



 Seite 2 von 2 

  
 
 
Anlagen: Anlage 1 Fraktionsantrag 132/2015 
  Anlage 2 Beschlussvorlage 32-1/028/2015 
  Anlage 3 Regierungsschreiben vom 24.3.2016 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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